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Sehr geehrter Herr Präsident, sehr geehrte Kolleginnen der demokratischen Fraktionen 
und diejenigen, die zuschauen, ich stehe hier vorn, um die von der AfD verbreiteten 
Fake News richtigzustellen.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Die Abgeordnete von der AfD, die zuletzt gesprochen hatte,

(Zwischenruf Abg. Herold, AfD: Frau Hoffmann!)

hatte erklärt, dass es eine Studie gäbe, aus der hervorgeht, dass das Suizidrisiko von 
Menschen, die die Transition durchgemacht haben, danach um 50 Prozent steigen würde. 
Das sind rechte Fake News.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

(Zwischenruf Abg. Hoffmann, AfD: Bei Männern!)

Das sind grundsätzlich rechte Fake News und wir haben ja glücklicherweise in 
Deutschland mittlerweile Faktenchecker wie unter anderem CORRECTIV. Und 
CORRECTIV hat sich genau diese Behauptung, die durch einen rechten Blogger 
verbreitet wurde, der in den vergangenen Jahren auch schon mit Islamophobie, mit rechter
rassistischer Hetze und Ähnlichem mehr in Erscheinung getreten ist, angeschaut und 
Kontakt zu den Erstellern der Studie aufgenommen. Ich zitiere jetzt aus dem Beitrag: „Die 
Studienergebnisse wurden falsch interpretiert, wie uns Noah Adams und Maaya Hitomi, 
die die Studie mitverfasst haben, auf Anfrage bestätigten. Die Studie lässt keine 
Rückschlüsse darüber zu, ob eine Transperson vor oder nach ihrer Transition mehr 
Suizidgedanken hatte oder versucht habe, Suizid zu begehen.“ Das heißt, Sie haben hier 
nicht nur falsche Zahlen verbreitet, Sie haben komplette Falschinformationen verbreitet 
und das ist, wie die Kolleginnen aller demokratischen Fraktionen erklärt haben,

(Zwischenruf Abg. Dr. Hartung, SPD: Lügen nennt man das!)

Teil der Hetze gegen Transpersonen, die dann auch in Gewalt gegen diese mündet. 
Danke schön.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)


